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Am 11. März waren der CDU-Ober-
bürgermeisterkandidat, Bürgermeis-
ter Dr. Helmut Müller, und die 
CDU Wiesbaden erfolgreich.  
 
Dr. Müller konnte mit 65,6% die er-
forderliche Mehrheit der Stimmen 
erzielen und wird ab Juli als Wies-
badens neuer Oberbürgermeister 
den Chefsessel der Stadtverwaltung 
besetzen. Wiesbaden extra sprach 
mit dem neu gewählten Stadtober-
haupt. 
 
Wiesbaden extra: Herr Dr. Müller, 
die letzten Wochen waren für Sie 
sehr lebhaft und anstrengend. Sie 
sind mit dem erzielten Ergebnis zu-
frieden? 
 
Dr. Helmut Müller: Ich freue mich 
sehr über die deutliche Mehrheit 
von nahezu zwei Dritteln, die ich so 
deutlich nicht erwartet hätte. Auch 
die Wahlbeteiligung ist doch besser 
ausgefallen, als den Umständen 
nach von vielen erwartet wurde. 
Und dieses Ergebnis lässt Anstren-
gungen im Wahlkampf ganz schnell 
hinter der Freude über das gute Er-
gebnis zurücktreten und gibt Rü-
ckenwind für die neue Aufgabe.  
 
Wie haben Sie die Gespräche mit 
den Bürgern an den Ständen erlebt? 
 
Durch die vielen Veranstaltungen 
vor Ort haben wir eine hohe Präsenz 
gezeigt und nicht zuletzt signalisie-
ren können, dass wir uns – in An-

betracht der Prognosen – nicht be-
quem zurücklehnen wollen. Das 
waren zahlreiche spannende und 
interessante Gespräche.  
 
Ich habe gesehen, dass viele Bürger 
schon sehr genaue Vorstellungen 
davon haben, was sie sich von mir 
als Oberbürgermeister wünschen. 
Außerdem habe ich durch die Wahl-
kampftermine noch viel mehr Ein-
blicke in andere Facetten unserer 
Stadt und ihrer Bewohner vor Ort 
bekommen können. 
 
Was sind Ihre persönlichen Ziele als 
neuer Oberbürgermeister? 
 
Vor allem: nicht nachzulassen. Vie-
le der Themen, mit denen ich mich 
auch schon in den letzten Jahren 

beschäftigt habe, sind weiterhin es-
sentiell für unsere Stadt. Das fängt 
bei der Beschäftigungspolitik und 
arbeitsmarktfördernden Maßnahmen 
an, geht über Kinderbetreuung wei-
ter und hört bei Fragen wie Sicher-
heit und Sauberkeit oder Integration 
– als Megathema – noch lange nicht 
auf.  
 
In Wiesbaden bewegen wir derzeit 
schon sehr viel und ich werde daran 
arbeiten, dass das auch so bleibt. 
 
In der Rückschau – was hat Sie be-
sonders in den letzten Wochen des 
Wahlkampfes beeindruckt? 
 
Es war toll zu sehen, wie viel Unter-
stützung ich erfahren habe: auch 
von vielen Nicht-Parteimitgliedern, 
zum Beispiel wurde ein Unterstüt-
zerkreis für mich ins Leben gerufen, 
aber vor allem natürlich auch aus 
den eigenen Reihen.  
 
Es hat große Freude gemacht zu 
sehen, wie geschlossen und aktiv 
die CDU Wiesbaden in diesem 
Wahlkampf agiert hat. Daher möch-
te ich mich auch an dieser Stelle 
herzlich bei allen Beteiligten für die 
engagierte Unterstützung bedanken, 
die mich in der Wahlkampfzeit be-
gleitet hat. Wir sind gut aufgestellt! 
 
Herr Dr. Müller, vielen Dank für 
das Gespräch. 
 

(red) 



��

Hans-Martin Kessler, planungspoliti-
scher Sprecher der CDU-Rathaus-
fraktion: Verkaufsabsicht des Landes 
eröffnet Möglichkeiten zur städtebau-
lichen Entwicklung des Grundstücks 
 
„Die Absichten des Landes Hessen, die 
Liegenschaft an der Dietenmühle zu 
verkaufen und den Bereich in eine 
Wohnraumnutzung umzuwandeln, 
geben der Landeshauptstadt Wiesbaden 
die Möglichkeit, an dieser Stelle not-
wendige städtebauliche Korrekturen 
vorzunehmen.“ Mit diesen Worten 
reagiert Hans-Martin Kessler, pla-
nungspolitischer Sprecher der CDU-
Rathausfraktion, auf die Verkaufsab-
sichten des Landes. 

Die Liegenschaft wurde bis Ende No-
vember 2006 vom Hessischen Lan-
desamt für Geoinformation und Boden-
management genutzt und steht seitdem 
leer. „Wie genau die Bebauung in die-
sem Bereich zu ihrem jetzigen Stand 
kommen konnte, wird gerade von der 
Verwaltung eruiert. Fest steht, dass das 
Grundstück im Flächennutzungsplan 
als „Sondergebiet Verwaltung“ ausge-
wiesen ist. Für die Liegenschaft gilt 
darüber hinaus bislang kein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan und ein Bauherr 
müsste sich nach den Vorgaben des  
§ 34 BauGB richten“, erläutert der 
Planungspolitiker den Werdegang und 
den aktuellen rechtlichen Rahmen. 
 
Und genau dies sei der Anlass für den 
Dringlichkeitsantrag in der Stadtver-
ordnetenversammlung gewesen. „Zu-
erst brauchen wir Klarheit darüber, was 
rechtlich möglich ist und unter welchen 
Voraussetzungen eine Umwandlung in 
Wohnraum oder eine Neubebauung auf 
diesem Grundstück möglich ist. Dies 
zu prüfen wurde der Magistrat beauf-
tragt“, so Hans-Martin Kessler weiter. 
 
Um ein möglichst transparentes Ver-
fahren zu ermöglichen und auch früh-
zeitig mit dem bisherigen Besitzer, 

dem Land Hessen, über die städtebau-
lich dort denkbaren Lösungen und zu-
künftigen Nutzungen zu sprechen, sol-
len mit dem Land kooperative Gesprä-
che geführt werden: „Ziel dieser Ge-
spräche muss es sein, die Wirkung des 
Kurparks als Grünzug, Naherholungs-
gebiet und landschaftsarchitektoni-
sches Kleinod zu erhalten und zu stär-
ken sowie die künftige Nutzung umge-
bungsverträglich zu gestalten. 
 
Es dürfe eben nicht passieren, dass auf 
Grundlage des § 34 BauGB ein Bau-
herr die Liegenschaft rein aus wirt-
schaftlichen Gründen in einer Art und 
Weise bebaut, die nicht der Umgebung 
und ihrer Bedeutung für die Landes-
hauptstadt Wiesbaden gerecht wird. 
 
 „Daher haben wir auch den Magistrat 
beauftragt, unverzüglich einen Bebau-
ungsplanentwurf vorzulegen, der die 
oben genannten Zielsetzungen beinhal-
tet, und eine Beschlussvorlage für eine 
Veränderungssperre vorzubereiten. Nur 
auf diesem Wege können wir eine 
maßvolle und adäquate Bebauung si-
cherstellen und unerwünschte Entwick-
lungen verhindern“, stellt Hans-Martin 
Kessler abschließend fest. 

(red) 
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„Eines ist unbestritten: Das Betreu-
ungsangebot auch und besonders für 
Kinder unter drei Jahren muss ausge-
baut werden. Deshalb begrüßt die 
CDU-Rathausfraktion die Pläne der 
Bundesfamilienministerin ausdrück-
lich“, so Bernhard Lorenz zu der aktu-
ellen Diskussion um das Kinderbetreu-
ungsmodell von Bundesfamilienminis-
terin Ursula von der Leyen.  
 
So lege auch die Wiesbadener Jamai-
ka-Koalition ihren Schwerpunkt in der 
Kinderpolitik auf den qualitativen und 
quantitativen Ausbau von Bildungs-, 
Betreuungs- und Erziehungsangeboten. 
„Im Krippenbereich wollen wir so zü-
gig wie möglich die Versorgungsquote 
auf 20% anheben. Es kann nicht sein, 
dass Eltern oder allein erziehende Müt-
ter und Väter vor dem Problem stehen, 
keinen Krippenplatz zu bekommen, 
wenn sie das wollen“, erklärt Lorenz. 
 
Wahlfreiheit muss möglich sein 
 
Dreh- und Angelpunkt der derzeitigen 
Diskussion sei die Wahlfreiheit der 
Eltern hinsichtlich der Betreuungsform 
für ihre Kinder. Die Entscheidung für 
eine Betreuungsform sei immer indivi-
duell und privat. Der Staat könne und 
wolle Eltern nichts vorschreiben. 
„Wahlfreiheit impliziert für mich vor 
allem, dass kein Erziehungsmodell in 
irgendeiner Weise bevorzugt oder be-

nachteiligt wird“, meint Bernhard Lo-
renz. Allen Eltern müsse vom Staat der 
gleiche Geldbetrag zur Verfügung ge-
stellt werden. In der Entscheidung, ob 
das Geld dann für Krippenplätze, Ta-
gesmütter oder anderweitig im Interes-
se des Kindes ausgegeben würde, soll-
ten Mütter und Vätern frei sein.  
 
Kinder- vor Krippenplatzförderung 
 
„Jedes Kind muss uns auch finanziell 
gleich viel wert sein. Egal ob es bei 
Mutter und Vater zu Hause oder in der 
Krippe ist. Dieses Geld muss zuerst 
den Familien zur Verfügung gestellt 
werden. Diese entscheiden daraufhin, 
ob sie es für einen Krippenplatz ausge-

ben oder nicht. Ich nenne das Kinder- 
vor Krippenplatzförderung oder kurz 
Subjekt- vor Objektförderung“, betont 
der CDU-Fraktionsvorsitzende.  
 
Die bewusste Entscheidung von Müt-
tern und Vätern, in den ersten drei Le-
bensjahren bei ihren Kindern zu blei-
ben, müsse honoriert werden. 
„Dementsprechend interpretiere ich 
auch die Aussage des Augsburger Bi-
schofs Walter Mixa. Krippenplätze 
sind keine Alternative zur Familie. 
Familie ist dort, wo Eltern für Kinder 
und Kinder für Eltern dauerhaft Ver-
antwortung übernehmen. Betreuungs-
angebote sollen vielmehr Familien 
unterstützen“, erläutert der Christde-
mokrat Bernhard Lorenz.  
 
Arbeit und Familie annähern 
 
Eine zentrale Aufgabe der Politik wer-
de es in den nächsten Jahren sein, un-
sere Gesellschaft familien- und kinder-
freundlicher zu machen. „Arbeit und 
Familie müssen wieder näher zusam-
menrücken. Ich denke da an Teilzeit- 
und Heimarbeit, an betriebseigene Kin-
dertagesstätten, Belegrechte von Unter-
nehmen in Kindergärten oder Arbeits-
plätze mit Spielecken. Es muss noch 
vielmehr ein Umdenken stattfinden“, 
so Bernhard Lorenz, selbst Vater von 
drei Kindern.  

(red) 
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„Die politischen Gremien dieser Stadt 
fassen Beschlüsse, die von der Verwal-
tung umgesetzt werden müssen. Auch 
Herr Hessenauer kann nicht seine eige-
nen Spielregeln aufstellen und auswäh-
len, welche Beschlüsse wann umge-
setzt werden“, so die Fachsprecherin 
für Kinderbetreuung der Rathausfrakti-
on, Dr. Marie-Luise Stoll-Steffan, über 
die Arbeitsweise des Dezernenten.  
 
In der letzten Sitzung des Sozialaus-
schusses habe Wolfgang Hessenauer 
erklärt, die städtischen Mittel für das 

Sofortprogramm „Mehr KiTa Zeit für 
Kinder“ und für die 20 %ige Zuschuss-
erhöhung an Elterninitiativen und klei-
ne Träger könnten erst zum 01. bzw. 
15. März ausgezahlt werden. Das ist 
aber nicht Beschlusslage der Stadtver-
ordnetenversammlung. 
 
Kitas erhalten Mittel zu spät 
 
„Das Parlament hat in seiner Sitzung 
am 15. Dezember 2006 beschlossen, 
die zusätzlichen Haushaltsmittel zum 
01. Januar 2007 allen Einrichtungen 
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zur Verfügung zu stellen“, erläutert  
Dr. Stoll-Steffan.  
 
Das seien zum einen 1,75 Mio. Euro 
für „Mehr KiTa-Zeit“ und zum anderen 
882.800 Euro für die Elterninitiativen. 
Grund für die Verzögerung seien laut 
Dezernent Hessenauer verwaltungsin-
terne Probleme mit der Software SAP.  
 
„Das ist sehr bedauerlich; mir leuchtet 
allerdings nicht ein, warum die Ein-
richtungen und die Fraktionen nicht 
gleich zu Beginn des Jahres über die 
Schwierigkeiten informiert wurden. 
Erst durch Nachfragen und Beschwer-
den sind die Missstände publik gewor-
den“, wundert sich die CDU-
Kinderpolitikerin .  
 
Eltern haben zuviel bezahlt 
 
Gleichzeitig habe man von aufgebrach-
ten Eltern erfahren, dass es auch im 
Rahmen der Umsetzung des „Bambini-
programms“ zu erheblichen Pannen 
gekommen sei. Als Folge sei den El-
tern fälschlicherweise ein höherer Bei-
trag eingezogen worden. „Leider ist 

eine Rückerstattung der zuviel gezahl-
ten Beiträge, wie es scheint, nicht um-
gehend erfolgt“, so die CDU-
Politikerin. Bambini stellt den Halb-
tagsplatz im letzten Kindergartenjahr 
komplett beitragsfrei. 

Sofortprogramm: Kitas vor Ort müs-
sen selbständig entscheiden können 
 
Auch inhaltlich scheine sich Dezernent 
Hessenauer nicht an die Beschlüsse der 
Stadtverordnetenversammlung zu hal-
ten, so beim Sofortprogramm „Mehr 
KiTa-Zeit für Kinder“.  
 
„Um es noch mal ganz deutlich zu ma-

chen: Jede Kita bekommt pro Gruppe 
und Woche Geld für drei Stunden mehr 
Betreuungszeit. Die zusätzlichen Mittel 
sollen in jeder Kita variabel eingesetzt 
werden: beispielsweise wenn Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter auf Schulun-
gen gehen oder krank sind, oder für 
Honorarkräfte im Rahmen zusätzlicher 
musikalischer, sportlicher und sprachli-
cher Angebote. Auch zur Aufstockung 
einer bestehenden Teilzeitstelle können 
die Mittel verwandt werden.“  
 
„Entscheidend ist, dass die Kitas vor 
Ort selbständig und frei entscheiden 
sollen, wofür sie das Geld ausgeben“, 
unterstreicht die CDU-Politikerin.  
 
Die Verwaltung dürfe bzgl. der Ver-
wendung keine Vorgaben machen und 
Kitas müssten sich nichts genehmigen 
lassen. Am Jahresende müssten die 
Einrichtungen dann einen Nachweis 
über die Ausgaben vorlegen. „Wir wol-
len damit der individuellen Situation 
einer jeden Kita gerecht werden“, be-
tont Dr. Stoll-Steffan abschließend. 
 

(red) 

CDU-Rathausgespräch mit Kristina 
Köhler (MdB) und der Stadtverordne-
ten Dr. Doris Jentsch zum Förderpro-
gramm Mehrgenerationenhaus 
 
Die demographische Entwicklung und 
die sich verändernden Lebens- und 
Arbeitsbedingungen bringen große 
gesellschaftliche Herausforderungen, 
gleichzeitig aber auch Chancen mit 
sich. Ganz offensichtlich ist: Das Mit-
einander in unserer Gesellschaft wird 
sich verändern.  
 
Dazu tragen viele Trends bei: weniger 
Geburten, absolut und relativ mehr alte 
Menschen, weniger Familien, mehr 
allein erziehende Mütter und Väter, 
weit getrennte Wohnsitze einzelner 
Familienmitglieder, mehr Zugereiste 
und Migranten, die auf sie fremde lo-
kale Strukturen stoßen und vieles ande-
re. Das Risiko der Isolation einzelner 
Generationen und Bevölkerungsgrup-
pen wird also steigen. 
 

Mehrgenerationenhäuser sollen diesem 
Trend entgegensteuern. Sie können 
viele Aufgaben übernehmen, die früher 
ganz selbstverständlich die Familie 
wahrnahm. Sie sollen Orte sein, in de-
nen das Prinzip der Großfamilie zeitge-
mäß gelebt wird. Mehrgenerationen-
häuser im Sinne des Förderprogramms 
des Bundesfamilienministeriums bein-
haltet aber kein Mehrgenerationenwoh-
nen. Vielmehr sind sie offene Tages-
treffpunkte, in denen sich Kinder, Ju-
gendliche, Erwachsene, Ältere und 
sehr Alte im Alltag häufig und selbst-
verständlich begegnen, sich helfen und 
voneinander lernen. 
 
Mehrgenerationenhäuser halten vielfäl-
tige Angebote für Jung und Alt bereit 
und fördern in besonderem Maße das 
Miteinander der Generationen: Kinder-
betreuung, Leihomas und -opas, PC-
Kurse für Senioren, Bewerbungstrai-
ning für Schüler und vieles mehr. 
Gleichzeitig sollen Menschen und Un-
ternehmen Dienstleistungen anbieten 

und nachfragen können wie z.B. Wä-
scheservice oder Abhol- und Bring-
dienste. 
 
Im Rahmen der Förderung des Bundes-
familienministeriums soll in jedem 
Landkreis und jeder kreisfreien Stadt 
Deutschlands ein solches Mehrgenera-
tionenprojekt in den nächsten fünf Jah-
ren mit bis zu 200.000 Euro unterstützt 
werden. Die zweite und letzte Bewer-
bungsphase endet Mitte Mai.  
 
Auch in Wiesbaden bemühen sich eini-
ge Einrichtungen um die finanzielle 
Unterstützung. Rund 30 Einrichtungen, 
Entscheidungsträger und Interessierte 
informierten sich beim CDU-
Rathausgespräch mit Kristina Köhler 
über das Bundesförderprogramm 
Mehrgenerationenhaus. 
 
Das Rathausgespräch hat für das Pro-
jekt "Mehrgenerationenhaus" Interesse 
geweckt, viele offene Fragen beant-
wortet und den Erfahrungsaustausch 
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ermöglicht. Der SEG-Geschäftsführer 
Andreas Guntrum wies darauf hin, wie 
wichtig es sei, dass ein Mehrgeneratio-
nenhaus gerade in den Stadtteilen an-
gesiedelt wird, wo besonders viele älte-
re und damit weniger mobile Men-
schen leben. Eindrucksvoll schilderte 
Monika Maier-Luchmann vom Mehr-
generationenhaus in Langen das Kon-
zept der Einrichtung, ihre Erfahrungen 
bei der Entstehung und der Bewer-
bung. 
 
Das Aktionsprogramm fördert genera-
tionenübergreifende Treffpunkte, die 

sieben Mindestkriterien erfüllen müs-
sen.  

 
Dazu zählen generationenübergreifen-
de Angebote, Einbeziehung aller Le-

bensalter, Kinderbetreuung, Entwick-
lung einer Informations- und Dienst-
leistungsdrehscheibe, Einbeziehung 
der lokalen Wirtschaft, eine offene 
Cafeteria und die gleichberechtigte 
Zusammenarbeit von Haupt- und Eh-
renamtlichen. Bürgerschaftliches Enga-
gement ist dabei die tragende Säule. 
 
Mehr Informationen im Internet unter 
www.mehrgenerationenhaeuser.de 
 

(red) 

Die Reihe „Parlamentsneulinge be-
richten …“ wird in dieser Ausgabe 
fortgesetzt. Heute berichtet Stefan 
Spallek von seinen Erlebnissen. 
 
Es war für mich schon ein ergreifender 
Moment, als ich das erste Mal meinen 
Platz im Stadtverordnetensitzungssaal 
einnahm. Ein kleines gelbes Schild-
chen auf dem Tisch sagte mir, dass ich 
hier richtig war - Reihe 3, Platz 3 - 
direkt in der Mitte unserer Fraktion.  
 
Der Platz wurde mir zugesprochen, da 
ich in der ersten Fraktionssitzung zum 
jugendpolitischen Sprecher ernannt 
wurde und nun zwischen den beiden 
Fachsprechern für Frauen und Gesund-
heit sitzen durfte. 
 

Als jüngster Stadtverordneter wurde 
mir in der ersten Sitzung aber auch 

gleichzeitig eine zweite „Ehre“ zu teil: 
Stimmzählkommission bis zum Ende 
der Legislaturperiode … mit meinem 
FPD-Kollegen Christian Diers (der 
zweitjüngste) hieß es von nun an, bei 
jeder schriftlichen Wahl: Auszählen, 
auszählen, auszählen. Der Vorteil hier-
bei war jedoch, dass ich recht schnell 
sämtliche Kollegen der anderen Frakti-
on mit Namen kannte. 
 
Als jugendpolitischer Sprecher kam ich 
natürlich in den Sozialausschuss, in-
dem ich mich von nun an mit jeder 
Vorlage beschäftigen durfte, in der das 
Wort „Jugend“ in irgendeiner Art oder 
Abwandlung auftauchte - eine sehr gut 
auslastende Tätigkeit.  
 
Außerdem kam ich in den Umweltaus-
schuss, der neben einem gewissen öko-
logischen Grundverständnis vor allem 
eins voraussetzt: Sitzfleisch! Es gab 
kaum eine Sitzung, die nicht vor 21:30 
Uhr zu Ende war. Dieser Ausschuss ist 
somit der Rekordhalter unter den Aus-
schüssen. Und dies liegt teilweise noch 
nicht einmal an der Komplexität der 
Themen, sondern vielmals an der 
„Wortgewaltigkeit“ mancher Kollegen 
der anderen Fraktionen … 
 
Irgendwann war es dann auch soweit, 
dass ich meine erste Rede halten durf-
te. Entgegen aller guten Ratschläge, ein 
„sympathischeres“ Thema zu nehmen, 
entschied ich mich für die Baum-
schutzsatzung. Gut vorbereitet und 
durch meine Fraktionskollegen stark 
motiviert schritt ich also zum Redner-

pult: eine Rede, die ich nicht so schnell 
vergessen sollte. 
 
Denn nach ein paar Minuten war es 
dann soweit, ich brachte den Verspre-
cher, der mich bis heute (zum Glück 
positiv-ironisch) überallhin verfolgt. 
Anstatt „Weniger Bürokratie - Mehr 
Bürgerservice!“ anzupreisen, rutschte 
mir „Weniger DEMOKRATIE - 
Mehr Bürgerservice!“ heraus. Der 
ganze Saal bebte vor Lachen.  
 
Nachdem ich mich wieder gefangen 
hatte, tat ich das Beste und einzig Sinn-
volle. Ganz nach dem Motto: Humor 
ist, wenn man trotzdem lacht, schloss 
ich mich den anderen an und lachte 
über mich und meinen Versprecher. 
Ich brachte die Rede anschließend, 
diesmal jedoch mit meinen geplanten 
Inhalten zu Ende. Am darauf folgenden 
Samstag veröffentlichte die Presse zum 
Thema „Baumschutzsatzung“ eine 
Drittelseite - und würdigte mich sogar 
mit Auszügen aus meiner Rede - inklu-
sive Versprecher.  
 
Abschließend kann ich nun sagen, dass 
mir das erste Jahr mit meinen Kollegen 
aus der Fraktion sehr viel Freude berei-
tet hat und ich eins schon vorab ver-
sprechen kann: Die nächste Rede 
kommt bestimmt - mal schauen, wie 
ich dann die Menge für mich begeis-
tern kann. 
 

(Stefan Spallek) 
��� �����������
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Frauen zwischen Hausfrauen-Dasein 
und „Gebärstreik“ - Diskussion der 
umstrittenen Thesen des Eva-Prin-
zips, von Nicole Röck-Knüttel 
 
Was Parteien des linken Spektrums seit 
Jahren fordern, ist heute gesellschaftli-
ches Allgemeingut geworden und hat 
auch die CDU-Programmdiskussion 
erreicht: Wer Familien zeitgemäß för-
dern will, muss Abschied nehmen von 
überholten Rollenbildern und sich an 
den sog. „Realitäten“ orientieren.  
 
Im Sinne der Wahlfreiheit von Eltern 
fordern wir mittlerweile den Ausbau 
von Ganztagsschulen und Betreuung 
von Kindern unter drei Jahren. Wir 
diskutieren sogar ernsthaft über einen 
verpflichtenden Kindergartenbesuch 
für die Chancengleichheit aller Kinder. 
Als leuchtendes Vorbild wird dafür 
gerne das sozialdemokratische System 
Skandinaviens gepriesen, wo weibliche 
Erwerbstätigkeit vom Faktor Mutter-
schaft ungetrübt erscheint. (Die Repro-
duktionsrate liegt jedoch nur ein paar 
Zehntel Prozent über der deutschen.) 
 
In diese Trendentwicklung hinein mi-
schen sich aber vermehrt auch kritische 
Stimmen. Die Skandinavier selbst war-
nen vor negativen Begleiterscheinun-
gen ihrer Betreuungspraxis, teilweise 
versucht man, die Selbstverständlich-
keit der Krippenbetreuung zu bremsen. 
Und auch in Deutschland melden sich 
Stimmen, die den vermeintlichen Fort-
schritt nicht mit ungeteilter Begeiste-
rung verfolgen mögen. Prominentes 
Beispiel ist die ehemalige Tagesschau-
Sprecherin und Publizistin Eva Her-
man. Ihr „Eva Prinzip“ polarisierte 
unter den Frauen, Müttern und Kinder-
losen. Nachdem erste Stürme der Be-
geisterung und Empörung verflogen 
sind, ist die Zeit gekommen, sich mit 
den Kernthesen des Buches auseinan-
der zu setzen. 
 
1. Familienfreundlichkeit contra 
Kindeswohl? 
 
Die Diskussion um Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf argumentiert immer 
nur von Seiten erwerbstätiger Eltern. 

Forschungsergebnisse hingegen, die 
vor Nachteilen in Entwicklung und 
Bindungsfähigkeit von Krippenkindern 
warnen, werden nicht zur Kenntnis 
genommen. Sie gelten als politisch 
unkorrekt, zumal die Mitbürger aus 
den neuen Bundesländern schließlich 
trotz Krippenbetreuung auch gut gera-
ten sind und die europäischen Nach-
barn scheinbar beste Erfahrungen vor-
weisen.  

 
Auf diese Denkschranken nimmt Her-
man bewusst keine Rücksicht, sondern 
zeigt auf, welche negativen gesell-
schaftlichen Folgen eine frühe Tren-
nung von Eltern und Kind über Gene-
rationen hinweg entwickeln kann: Wer 
selbst fremd betreut wurde, wählt für 
die eigenen Kinder meist den gleichen 
Weg. „Wir mussten da auch durch“ 
lautet die Devise. Bindungsunsicher-
heit, permanente Frustrationen und 
Gruppenkonformität setzen sich so 
über Generationen fort. Herman weist 
auch auf die mangelnden Standards im 
Krippen- und Kindertagesstättenbe-
reich hin.  
 
Während der Betreuungsschlüssel in 
Skandinavien bei 4 Kindern pro Erzie-
herin liege, betrage er in Deutschland 
oft das 3-4fache. Dass sich Herman 
überwiegend auf Ergebnisse der Bin-
dungsforschung stützt, die ihre Thesen 
untermauern, mag den Erfordernissen 
wissenschaftlicher Ausgewogenheit 

nicht genügen. Letztlich gleicht sie 
damit aber die bestehende Schieflage 
im öffentlichen Diskurs aus, die durch 
Marginalisierung gerade dieser Er-
kenntnisse entstanden ist. Auch ihre 
historischen Exkurse sind stark ver-
kürzt. Dennoch sollte es nachdenklich 
machen, wenn sie darlegt, wie manche 
Erziehungsweisheit aus der nationalso-
zialistischen Ideologie zur gezielten 
Störung der Mutter-Kind-Bindung heu-
te noch vertreten wird. 
 
2. Frauen werden zwischen den 
Fronten der Mehrfachbelastung  
zerrieben 
 
Das moderne Superweib managt ihren 
Alltag spielend. Sie arbeitet erfolgreich 
und wertgeschätzt im Karrierejob, holt 
danach strahlend die beiden Wunsch-
kinder (aus demografischer Sicht na-
türlich zu wenige) aus der Krippe. Zu 
Hause kocht sie gesundheitsbewusst 
und gut gelaunt für sich und den ange-
trauten Karrieremann. Dass das Super-
weib von heute nicht immer nur Freude 
und Souveränität ausstrahlt, ist mittler-
weile auch in das öffentliche Bewusst-
sein gedrungen.  
 
Frauen tragen neben dem beruflichen 
Engagement immer noch die Hauptlast 
der Erziehungs-, Haus- und Bezie-
hungsarbeit. Viele Frauen verstehen 
nicht mehr, weshalb sie dies alles allei-
ne tragen sollen. Sie fordern zu Recht 
wirksame Entlastung. Unter Kompo-
nenten weiblichen Lebens scheint of-
fenbar der Bereich „Kinder“ am besten 
zur Reduktion geeignet. Also werden 
sie aus dem Alltag „wegorganisiert“.  
 
Es verwundert eigentlich kaum, dass 
Frauen sich da gelegentlich fragen, ob 
sie nicht gleich ganz auf Kinder oder 
einen Partner verzichten, um dem 
Problem von vornherein zu entgehen. 
Auch für Männer ist der Gedanke, das 
bisschen Freizeit und Partnerin auch 
noch mit Kindern teilen zu müssen, 
nicht immer verlockend. Partnerschaft 
und Familie sind aber ohne gelegentli-
ches Zurückstellen eigener Bedürfnisse 
nicht möglich.  
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Herman fragt nun, warum ausgerechnet 
der Familienbereich zurückstehen soll. 
Frauen, die in dieser Situation statt 
Familie lieber den Bereich „Karriere“ 
zeitweise oder ganz reduzieren wollen, 
sind als Dummerchen gebrandmarkt. 
Sie setzen ihre Prioritäten offenbar 
„falsch“. Der berufliche Erfolg gilt als 
wichtigster Indikator für Selbstver-
wirklichung, gesellschaftliche Wert-
schätzung. Herman sieht diese Sicht-
weise im Marxismus begründet, der 
Frauen am konsequentesten ins Er-
werbsleben einband und Hausfrauen zu 
asozialen Subjekten degradierte, die 
ihre Produktivkraft der Volksgemein-
schaft entziehen.  
 
Natürlich darf aber nicht verschwiegen 
werden, dass auch wirtschaftliche 
Zwänge unserer Gesellschaft beide 
Elternteile auf den Arbeitsmarkt drän-
gen. Der Markt hat sich in Marketing 
und Preisgestaltung längst auf Zwei-
verdienerhaushalte eingestellt. Wer 
erklärt, Kinder seien unser wichtigstes 
Gut für die Zukunft, der kann schlecht 
behaupten, dass Mütter und Väter ihre 
Energien vergeuden, wenn sie sich um 
die individuelle Förderung und Erzie-
hung ihrer Kinder selbst kümmern. 
 
3. Der Feminismus hat viel Porzellan 
zerschlagen.  
 
Das Buch kritisiert nicht die Erfolge 
der Gleichberechtigung, nicht das hohe 
Bildungsniveau, nicht die Berufstätig-
keit von Frauen. Wohl aber menschen-
verachtende Postulate der selbsternann-
ten feministischen Avantgarde, die 
Kinder als Mittel der Unterjochung des 
Patriarchats betrachtet und Abtreibung 
als Akt weiblicher Selbstbestimmung 
feiert. Der Mann an sich wird zum 
Feind erklärt, zur überflüssigen Krea-
tur. Frauen sind nicht einfach nur Frau-
en, sie übernehmen den männlichen 
Part gleich mit, was sich sogar hormo-
nell nachweisen lässt. Die Abwertung 
des Weiblichen wurde durch die Femi-
nistinnen forciert.  
 
Der Verdacht, dass Berufsemanzen 
dabei nicht für das Gros der Frauen 
sprechen, bestätigt der Blick auf eine 
Emnid-Umfrage im Jahr 2006: Nach 
über vierzig Jahren Feminismus finden 
sich 55% der weiblichen Befragten im 
Frauenbild Eva Hermans wieder, übri-

gens gegenüber nur 46% der Männer. 
Ein Alarmsignal? Kaum, denn die Au-
torin plädiert keineswegs für die be-
rufslose Hausfrau, deren Lebensaufga-
be das Bedienen ihres Mannes ist. Im 
Gegenteil, sie ermuntert Frauen aus-
drücklich zum Beruf. Sie mahnt aber 
auch an, rechtzeitig über Kinder nach-
zudenken.  

 
Biografien, in denen Kinder auch zeit-
lich an letzter Stelle der Prioritätenliste 
kommen, führen - so Herman - oft 
schon aus biologischen Gründen zu 
Einkindfamilien. Auch der berufliche 
Wiedereinstieg nach einer Familien-
pause könnte sich leichter gestalten, 
wenn Frauen unter 45 Jahre alt seien. 
Und Frauen würden überwiegend, hät-
ten sie tatsächlich die freie Wahl und 
etwas mehr Wertschätzung für ihre 
Erziehungsarbeit, gerne für einige Zeit 
bei ihren Kindern bleiben.  
 
Immer wieder werden Passagen des 
Buches zitiert, in denen Herman den 
Männern die Begabung für Hausarbeit 
abspricht und nörgelnde Frauen auffor-
dert manchmal besser den Mund zu 
halten. Der eine oder andere Satz ist ihr 
dabei sicher missglückt. Worum es ihr 
im Kontext eigentlich geht, ist eine 
Kritik an der permanenten Kampfhal-
tung vieler Frauen, die sich in Beruf, 
Partnerschaft und im Leben überhaupt 
immer übervorteilt sehen und daher zu 
Konzessionen jeglicher Art gegenüber 
dem Partner nicht mehr in der Lage 
sind. Ob man dies als Leser aus der 
persönlichen Erfahrung heraus für eine 

gelungene Analyse hält, muss jedem 
selbst überlassen bleiben.  
 
Überhaupt sind Eva Hermans Aussa-
gen oft zugespitzt und pointiert. Aber 
dieses Stilmittel ist gewollt und legi-
tim. Der ihr immer wieder gemachte 
Vorwurf, sie hätte selbst in ihrem Le-
ben bei 4 Ehen, nur einem Kind und 
einer beachtlichen Karriere ihren eige-
nen Ansprüchen nie genügt, entkräftet 
sie im Buch damit, dass ihr die Ober-
flächlichkeit des beruflichen Erfolgs 
erst während der Schwangerschaft klar 
geworden sei, die vieles in ihr in Be-
wegung gebracht hätte. In Interviews 
ergänzt sie, dass ihr vorhandener 
Wunsch nach weiteren Kindern nicht 
in Erfüllung gegangen sei und dass sie 
in ihrer Berufsausübung immer in Ab-
sprache mit der Familie handele und 
entscheidet. In ihrer Abwesenheit ist 
zumeist ihr Mann beim Sohn.  
 
Dass Sichtweise und Argumentation 
stark vom eigenen Lebensumfeld ge-
prägt ist, kann und muss man ihr nicht 
vorwerfen. Frauen in anderen Lebens-
lagen werden in der Tat nur am Rande 
angesprochen. Adressat des Buches ist 
vorwiegend die beruflich erfolgreiche 
Frau, die ihr Leben selbst steuert. Eben 
genau die Zielgruppe aller sonstigen 
medialen Demografie-Appelle. Zwar 
klingen die Beispiele im Buch teilwei-
se ein wenig konstruiert. Aber für die 
Botschaft ist es nicht wichtig, ob es 
Simone (den Karrieresingle), Ute (die 
ihr Kind aus der Krabbelgruppe rette-
te), Heike (deren Ehe an der Babyfrage 
zerbrach) und Birgit (die Muster-
Emanze) „wirklich“ gibt. Sie sind Mo-
delltypen, in denen viele Frauen einen 
Teil von sich wieder finden werden.  
 
Für uns als Partei kann dieses Buch 
jedenfalls Ermutigung sein, auch die 
konservative Wählerinnenschaft nicht 
aus dem Auge zu verlieren. Es handelt 
sich keineswegs um eine schwindende 
Minderheit, sondern eine wichtige wer-
tebewusste Gruppe, der keine andere 
politische Kraft ein Ohr, geschweige 
denn ein Sprachrohr bieten will. Es ist 
zu hoffen, dass sie sich im gesellschaft-
lichen Diskurs der kommenden Jahre 
immer wieder wortstark einmischt. 
 

Nicole Röck-Knüttel 

��������	�
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������



8 

Der gesundheitspolitische Sprecher 
der CDU-Rathausfraktion, Dr. Rein-
hard Völker, zum Thema Prävention 
 
Wir alle kennen die Volksweisheit, 
dass Vorbeugen besser als Heilen ist. 
Und in der Tat ist es so, dass oft durch 
einfache Maßnahmen, wie z.B. eine 
Schutzimpfung, eine schwerwiegende 
Erkrankung vermieden werden kann. 
Oder denken wir an chronische Zivili-
sationskrankheiten wie Bluthochdruck 
oder Diabetes, die durch kleine Um-
stellungen unserer Lebensweise ver-
hindert werden könnten. 
 
Die Jamaika-Koalition hat es sich da-
her zum Ziel gesetzt, die Präventions-
arbeit in Wiesbaden noch weiter zu 
stärken, und hat dafür 144.000 Euro 
pro Jahr in den aktuellen Doppelhaus-
halt eingestellt. 
 
Vor kurzem haben wir die entsprechen-
de Magistratsvorlage verabschiedet, in 
der das Gesundheitsamt unter der Lei-
tung von Herrn Dr. Meireis die ver-
schiedenen Anregungen aus der Koali-
tionsrunde aufgegriffen und ausgear-
beitet hat. 
 
Das Konzept zur Intensivierung der 
Präventionsarbeit in Wiesbaden um-
fasst unter anderem folgende Punkte: 
 
1. „Gesundheitsstadt für alle“ 
 
Die bereits erfolgreich eingeführte 
Vortragsreihe „Verständliche Medizin“ 
wird weiter ausgebaut mit dem Ziel, 
auch dezentral Informationen zu Ge-
sundheitsthemen anzubieten, gerade 
auch für Bevölkerungsschichten, die 
bisher nicht adäquat erreicht worden 
sind. 
 
2. Kampagne gegen Bewegungsar-
mut  
 
Bewegungsarmut bereits im Kindes- 
und Jugendalter führt meistens zu Ü-
bergewicht mit entsprechenden ge-
sundheitlichen Beeinträchtigungen, 
nicht selten auch zu chronischen Zivili-
sationskrankheiten. Deshalb sollen in 

den Schulen verstärkt Projekte durch-
geführt werden, die die Bedeutung von 
Bewegung vermitteln und diese för-
dern.  
 
Ein Beispiel hierfür ist „START – Fa-
milien bewegen“, wo in enger Koope-
ration mit dem Sportamt sowie Sport-
vereinen Übungsleiter speziell für die-
se Problematik geschult werden. 
 
Aber auch die Erwachsenen bewegen 
sich zu wenig, oft aus Bequemlichkeit. 
Hier ist eine Kampagne geplant, die 
die körperliche Bewegung im Alltag 
fördern soll. Dies kann z.B. schon mit 
einfachen Mitteln geschehen wie Schil-
dern in städtischen Gebäuden, die zur 
Benutzung der Treppe anstatt des Auf-
zugs anregen. 

3. Verstärkte Beratung zur Teilnah-
me an Schutzimpfungen 
 
Während die Durchimpfungsdaten im 
Kleinkindesalter durchaus beachtlich 
sind, verfügt bei Jugendlichen, Er-
wachsenen und Senioren nur noch ein 
kleiner Teil der Bevölkerung über ei-
nen angemessenen Impfschutz. 
 
Das Gesundheitsamt wird daher an 
einer verbesserten Information arbei-
ten, um auch diese Gruppen zu errei-
chen und sie über die Bedeutung von 
Schutzimpfungen aufzuklären. 
 

 
4. Maßnahmen zur Drogenpräventi-
on bei Jugendlichen  
 
Die Sucht- und Drogenprävention, die 
bereits jetzt dank des Engagements der 
sog. Beratungslehrer eine große Be-
deutung hat, wird weiter gestärkt, z.B. 
durch Förderung von einschlägigen 
Präventionsprojekten („Be smart, don’t 
start“ u.ä.). Wenn Jugendliche erstmals 
mit Drogen auffallen, so soll darauf in 
pädagogisch und präventiv angemesse-
ner Weise reagiert werden. Hierfür gibt 
es das Projekt FreD (Frühintervention 
bei erstauffälligen Drogenkonsumen-
ten), das in Kooperation mit dem 
Suchthilfezentrum Wiesbaden durch-
geführt wird. 
 
5. Prävention der Kindesvernachläs-
sigung und -misshandlung 
 
Hierbei ist vorgesehen, dass Risikofa-
milien (z.B. drogenabhängige Eltern) 
in Zusammenarbeit mit der Geburtshil-
fe schon früh erfasst werden und diese 
durch eine kindermedizinisch ausgebil-
dete Kraft kontinuierlich und engma-
schig betreut werden. So soll verhin-
dert werden, dass wir in Wiesbaden so 
schreckliche Todesfälle und Misshand-
lungen erleben, wie sie aus anderen 
Landesteilen uns in den Medien immer 
wieder berichtet werden. 
 
Insgesamt können wir stolz darauf 
sein, dass in Wiesbaden, wo bereits in 
den letzten Jahren sehr viel auf dem 
Präventionsgebiet erreicht wurde, jetzt 
noch mehr Aktivitäten auf diesem 
wichtigen Gebiet der Medizin stattfin-
den. Ein weiterer großer Baustein für 
die „Gesundheitsstadt Wiesbaden“! 

��������	
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Es gibt Themen in der deutschen In-
nenpolitik, die werden in Berlin und in 
den Medien bis zur Erschöpfung dis-
kutiert obwohl sie für die Menschen im 
alltäglichen Leben nur geringe Bedeu-
tung haben. Und es gibt Themen, die 
bewegen die Menschen in Wiesbaden 
und überall in Deutschland und die 
werden trotzdem von den Medien und 
von der Bundespolitik kaum oder nur 
extrem zurückhaltend betrachtet. Das 
Problem der Gewaltkriminalität durch 
junge Migranten gehört eindeutig zu 
letzterer Gruppe.  
 
Dies hat natürlich seine Gründe. Denn 
leider ist die Diskussion über die Ju-
gendgewalt durch Migranten prädesti-
niert dazu, von interessierter Seite poli-
tisch missbraucht zu werden. Die lin-
ken Parteien lassen eine ernsthafte 
Diskussion gar nicht zu und verharm-
losen das Thema wo sie nur können, 
während rechtsextreme Parteien und 
Gruppierungen der Öffentlichkeit sug-
gerieren, die Gewalt liege insbesonde-
re bei türkischen Jugendlichen quasi in 
den Genen und sei alleine ethnisch 
motiviert.  
 
Beides hat mit seriöser Forschung und 
mit Politik nichts zu tun. Die Linken 
haben Angst davor, dass ihr einfaches 
Weltbild „die bösen Deutschen und die 
guten Migranten“ angekratzt wird. 
Und rechtsextreme Gruppierungen 
verbreiten aus den umgekehrten Grün-
den ihren rassistischen Müll (das muss 
man so sagen). 
 
Bei einer ehrlichen Bestandsaufnahme 
freilich ist das Thema viel komplexer 
und vielschichtiger. Es sind hier drei 
Fragen zu stellen:  
 
Erstens, sind bestimmte, nach dem 
ethnischen Hintergrund definierbare 
Jugendgruppen tatsächlich gewaltge-
neigter als andere? Zweitens, wenn 
dem so ist, was sind dafür die Ursa-
chen? Und drittens, wo sind Lösungs-
ansätze?  
 

Zur ersten Frage: Tatsächlich gibt es 
bestimmte sich selber ethnisch abgren-
zende Jugendgruppen, die eine klar 
höhere Gewaltgeneigtheit und eine 
signifikant höhere Gewaltkriminalitäts-
belastung haben. Dabei stechen vor 
allem männliche türkische Jugendliche 
hervor.  
 
Neueste Zahlen zu diesem Thema kur-
sieren etwa bereits beim LKA Berlin. 
Demnach ist der Anteil von Tatver-
dächtigen nichtdeutscher Herkunft in 
vielen Bezirken Berlins bereits bei 
über 80 Prozent. Bei den Vielfachtä-
tern sehen die Zahlen noch dramati-
scher aus.  
 
Die Wissenschaft bestätigt diese be-
sonders hohen Delinquenzraten für so 
genannte „personale Gewalt“, also 
insbesondere Körperverletzungen. So 
etwa die neue von der Bundeszentrale 
für politische Bildung veröffentlichte 
fachwissenschaftliche Analyse des 
renommierten Kriminologischen For-
schungsinstitutes Niedersachen (KFN). 
Ihr folgend haben etwa 13,6 Prozent 
der deutschen Jugendlichen, jedoch 
27,0 Prozent der türkischen Jugendli-
chen in den letzten 12 Monaten (die 
Befragung stammt von 2005) persona-
le Gewalt begangen.  
 
Natürlich müssen wir dabei auch über 
die Ursachen sprechen. Richtig ist, 
dass die Delinquenzraten für türkische 
Jugendlichen insofern schlecht mit den 
Zahlen deutscher Jugendlicher ver-
gleichbar sind, als türkische Jugendli-
che in der Regel höheren Gefährdungs-
faktoren ausgesetzt sind, die auch bei 
deutschen Jugendliche zu einer erhöh-
ten Gewaltgeneigtheit führen: Sie le-
ben viel häufiger in einer schlechten 
sozialen Lage, haben keinen oder nur 
einen niedrigen Schulabschluss und 
erleben häufiger innerfamiliäre Ge-
walt.  
 
Richtig ist jedoch auch: Wenn man 
diese Faktoren alle statistisch heraus-
berechnet, gibt es zwar bei den Mäd-

chen keinen relevanten Unterschied 
mehr zwischen deutschen und türki-
schen Mädchen, bei den türkischen 
Jungen hingegen schrumpft zwar der 
Unterschied, es bleibt trotzdem noch 
bei einer deutlich höheren Gewaltbe-
lastung.  
 
„Dies bedeutet, dass die strukturelle 
Schlechterstellung der Migranten nicht 
die Hauptursache für deren Höherbe-
lastung darstellt. Selbst wenn man be-
rücksichtigt, dass Migranten auch häu-
figer elterliche Gewalt erleben, bleibt 
ein signifikanter Gruppenunterschied 
bestehen.“, so die genannte KFN-
Studie. Erklärt wird der Unterschied 
demnach erst, „wenn zusätzlich das 
kulturelle Moment, das heißt die Zu-
stimmung zu Männlichkeitsnormen 
einbezogen wird.“  
 
In den so genannten „Männlichkeits-
normen“ scheint also ein Grund für die 
gravierenden Unterschiede in der Ge-
waltgeneigtheit zu liegen. In diesem 
Zusammenhang spricht die Wissen-
schaft auch von einer „Kultur der Eh-
re“, die man aber wohl eher als eine 
Unkultur bezeichnen muss (genauso 
wenig wie Ehrenmorde etwas mit 
„Ehre“ zu tun haben).  
 
Es geht dabei darum, wie schnell und 
in welchem Umfang Gewalt als Lö-
sungsstrategie für Konflikte eingesetzt 
wird und wie oft „ein richtiger Mann“ 
einen anderen verprügeln muss, um in 
der Gruppe anerkannt zu werden. In 
einer vom Bundesinnenministerium 
herausgegeben, umfangreichen For-
schung wird noch ein anderer, damit 
zusammenhängender Faktor genannt, 
nämlich der Zusammenhang zwischen 
religiöser Orientierung und Gewaltbe-
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fürwortung. Ein heikles Feld, in dem 
man sehr differenziert argumentieren 
sollte. Laut der Studie wäre es jeden-
falls falsch zu behaupten: „Je stärker 
die religiöse Bindung an den Islam, 
desto eher wird Gewalt befürwortet“.  
 
Richtig sei jedoch, dass der Islam kei-
nen Schutzfaktor mit Blick auf Gewal-
teneinstellung darstelle, wie es etwa 
bei christlichen Jugendlichen heutzuta-
ge zu beobachten sei. In einem islami-
schen Umfeld würde bestimmten Ehr-
auffassungen, insbesondere den bereits 
bekannten Gewalt legitimierenden 
Männlichkeitsnormen, besonders stark 
zugestimmt, obwohl es diese Normen 
freilich auch außerhalb eines islami-
schen Kontextes gäbe.  
 
Es ist also schwer zu sagen: Die höhere 
Gewaltbelastung insbesondere türki-
scher Jugendlicher liegt ganz klar an 
diesem oder an jenem Faktor. Klar ist 
jedoch, dass alleine der Verweis auf 
soziale Unterschiede nicht ausreicht, 
sondern eben auch kulturelle und reli-
giöse Prägungen eine Rolle spielen, 
insbesondere die „Kultur der Ehre“, die 
im islamischen Kontext eine besonders 
hohe Zustimmung erfährt.  
 
 

Wie nun damit umgehen? Zunächst: Es 
gilt natürlich nicht nur die Gewalt 
durch türkischstämmige Jugendliche zu 
bekämpfen, sondern die Jugendgewalt 
an sich. Deshalb spielt die Verbesse-
rung der sozialen Lage natürlich auch 
hier eine zentrale Rolle. Hier steht die 
Schaffung von Rahmenbedingungen 
für neue Arbeitsplätze auf Platz eins 
und hier ist die Bundesregierung offen-
sichtlich auf einem sehr guten Weg.  
 
Aber dies alleine wird nicht ausrei-
chen. Deshalb sollte eines endlich ge-
lernt werden: Die Nachsichtigkeit der 
Justiz auch Mehrfachtätern gegenüber 
ist völlig kontraproduktiv. Wer sich 
über Normen von Stärke und Schwä-
che definiert, der nimmt einen schwa-
chen Staat nicht ernst.  
 
Einen anderen wichtigen Schritt zur 
Eindämmung der Macho-Kultur haben 
wir bereits unternommen: Auf unsere 
Initiative hin wird das Nachzugsalter 
für Ehefrauen (und -gatten) auf 18 Jah-
re erhöht. Damit sind der Zwangsheirat 
neue Riegel vorgeschoben und der von 
der „Macho-Kultur“ beeinflusste Le-
bensstil der Importbräute – die ja oft 
nichts anderes kennen und auch in 
Deutschland nichts anderes kennen 
lernen dürfen – kann nicht mehr ohne 

weiteres an die nächste Generation 
weitergegeben werden.  
 
Die Gewalt durch Jugendliche insbe-
sondere mit türkischem aber auch mit 
arabischem Migrationshintergrund ist 
real und kann nicht einfach wegdisku-
tiert werden. Und es ist auch an der 
Zeit in diesem Zusammenhang ehrlich 
über den grassierenden Rassismus, der 
von bestimmten jugendlichen Migran-
ten ausgeht, zu diskutieren. Auch dar-
um geht es.  
 
Denn zu Recht wird etwa der Rechts-
extremismus – obwohl seine Gewaltta-
ten auch in der Regel von Jugendlichen 
begangen werden – nicht alleine unter 
dem Aspekt „Jugendkriminalität“ dis-
kutiert. Diese Debatte wird zu führen 
sein und ich werde sie in Berlin führen.  
 
Das Gute dabei: Wenn wir den Kampf 
gegen den Rassismus umfassend füh-
ren, werden die Rechtsextremen kaum 
applaudieren können. Und die Angrif-
fe, die von Links kommen werden, 
sind ohnehin immer die gleichen und 
daher berechenbar…  
 
Ich hoffe auf Ihre Unterstützung, 
 
Ihre Kristina Köhler  
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Die Ergebnisse der Polizeilichen Kri-
minalstatistik 2006 sind ein gutes 
Zeugnis für die gelungene hessische 
Sicherheitsarchitektur. Dafür stehen 
der erneute Anstieg der Aufklärungs-
quote um 0,6 Prozent auf das Rekord-
niveau von 55,1 Prozent in 2006 sowie 
der Rückgang der Zahl der Straftaten 
im Vergleich zum Vorjahr um 3,3 Pro-
zent. Allein durch die Schleierfahn-
dung konnten 10.805 Verfahren einge-
leitet werden. 
 
Hessen gehört zu den sichersten Län-
dern der Bundesrepublik. Besonders 
Straftaten, die das Sicherheitsempfin-
den der Bevölkerung besonders be-
lasten, sind deutlich weiter zurückge-
gangen. So hat sich die Zahl der Woh-
nungseinbrüche seit 1999 nahezu hal-
biert. Dies ist das auch Ergebnis gelun-
gener Präventionsarbeit – 37.000 Bera-
tungsgespräche haben Polizeibeamte 
vor Ort geführt und so ganz erheblich 
dazu beigetragen, dass die Zahl der 
Wohnungseinbrüche weiter sinkt. 
 
Die Straßenkriminalität ist gegenüber 
dem Vorjahr erheblich zurückgegangen 
und zwar um 6,7 %. Diebstahlsdelikte, 
Raub und räuberische Erpressung nah-
men deutlich ab, ebenso Kfz-Dieb-
stähle. Allein 2006 wurden 1.388 Fahr-
zeuge weniger als im Vorjahr gestoh-
len gemeldet. Zur Steigerung des Si-
cherheitsgefühls führen auch die Akti-
onen „Raus aus der Wache – ran an 
den Täter“, „Schutzmann vor Ort“ und 
Präventionsmaßnahmen wie „Wach-
samer Nachbar“. Häufigere Streifen-
gänge und -fahrten dienen der Ab-
schreckung. 

Die Mehrfach- und Intensivtäter sind 
auch ein wichtiger Aspekt in der Kri-
minalstatistik. 1.448 Tätern konnten 
insgesamt 7.019 Straftaten zugeordnet 
werden. In allen Polizeipräsidien wur-
den spezielle Einheiten eingerichtet, 
um auf diese Tätergruppe ein besonde-
res Augenmerk zu richten. Neben die-
ser präventiven Arbeit verhilft auch die 
DNA-Behandlung, die Zuordnung ei-
ner Tatortspur zu gleichartigen Spuren, 
zu einem Täter und Täterkreis zu er-
möglichen. Mit der DNA-Datei ist die 
Polizei in der Lage, einen ansonsten 
unbekannten Tatverdächtigen zu iden-
tifizieren und frühstmöglich auch Un-
schuldige bei einem Tatvorwurf zu 
entlasten. 
 
In 2006 wurden 8.160 Fälle von häusli-
cher Gewalt registriert, die ohne das 
aktive Vorgehen und Handeln der Poli-
zei nicht zur Anzeige gebracht worden 
wären. Leider ist hier ein Anstieg, ge-
rade im Bereich der Körperverletzung, 
zu verzeichnen. Doch häusliche Gewalt 
wird konsequent von Amts wegen ver-
folgt und nicht mehr als Kavaliersde-
likt betrachtet. 
 
Eine erhöhte Wachsamkeit wird zu-
künftig dem Internet gelten. Die Kom-
plexität und die Schnelligkeit dieses 
Mediums ist für die Polizeiarbeit eine 
große Herausforderung. Ob im Be-
trugsfall oder bei Gewaltvideos - die 
Polizei wird alle ihr zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten nutzen, Täter 
aufzuspüren und dingfest zu machen. 
Die Entwicklung der Kinder- und Ju-
gendkriminalität wird ebenso aufmerk-
sam wie besorgt beobachtet. Zwar ist 

der Anteil von Jugendlichen, Heran-
wachsenden und Kindern bei allen 
Tatverdächtigen zurückgegangen, aber 
Präventionsarbeit ist hier trotzdem not-
wendig. Bei den Präventionsdienststel-
len werden alle Anstrengungen unter-
nommen, eine weitere Verbreitung ein-
zudämmen und bei Lehrern und Eltern 
ein entsprechendes Problembewusst-
sein zu schaffen. Um die Rückfallquote 
von jugendlichen Straftätern zu sen-
ken, wird auf mehr Erziehung und 
Therapierung gesetzt, die schon in der 
Untersuchungshaft beginnen soll. 
 
Wir nehmen das Sicherheitsbedürfnis 
der Menschen in Hessen ernst. Dass 
die Aufklärungsquote seit der rot-
grünen Regierungsverantwortung 1998 
um 7,7 Prozent auf das heutige Re-
kordniveau gesteigert wurde, ist Ver-
dienst unserer konsequenten Politik im 
Bereich der Inneren Sicherheit und der 
hervorragenden Arbeit der hessischen 
Polizei. 
 

(Birgit Zeimetz-Lorz) 
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Zur Jahresauftaktveranstaltung der MIT Wiesbaden am 
07. März 2007 im Kulturforum konnte der Kreisvorsitzen-
de Torsten Tollebeek Ministerpräsident Roland Koch be-
grüßen. Dieser rief in seiner Rede alle anwesenden Gäste 
auf, mindestens 20 Personen mit zur Wahl des Oberbür-
germeisters zu nehmen. Dass der Wunsch von Roland 
Koch in Erfüllung gegangen zu sein scheint, konnte die 
CDU Wiesbaden am 11. März im Rathaus feiern. 
 

(red) 
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Stalker - häufig ehemalige Partner, 
Freunde, Kollegen oder Nachbarn, 
manchmal auch völlig fremde Perso-
nen. Wer ins Visier eines Stalkers ge-
rät, wird regelrecht terrorisiert. Mit 
Briefen, Anrufen, Auflauern oder auch 
Körperverletzung und Sachbeschädi-
gung verfolgt und belästigt der Täter 
das Opfer. Vielen tödlichen Bezie-
hungstaten gehen Phasen solchen Psy-
choterrors voraus. 
 
Dank einer Bundesratsinitiative der 
Hessischen Landesregierung ist Stal-
king inzwischen unter Strafe gestellt. 
Konnte die Polizei bislang erst eingrei-
fen, wenn es zu körperlichen Übergrif-
fen kam, ist ein früheres Einscheiten 
heute möglich. 
 
In 87,2% der geschätzten 10.000 Fälle 
pro Jahr sind die Opfer weiblich. Für 
die Frauen Union Grund genug, sich 
des Themas anlässlich des Internatio-
nalen Frauentags anzunehmen. Zusam-
men mit der Opferorganisation Weißer 

Ring startete die FU Hessen, unter-
stützt von der FU Wiesbaden, eine lan-
desweite Aktion, deren Auftakt am 8. 
März mit einem Infostand auf dem 
Mauritiusplatz eingeläutet wurde. Die 
Aktionen sollen das Problem öffentlich 
machen und Opfer über Möglichkeiten 
der Gegenwehr zu informieren. 
 
Welch hohen Stellenwert die Landesre-
gierung dem Problem auch weiterhin 
zumisst, zeigt das Aufgebot an promi-
nenten Politikern, die den Stand mit 
ihrer Anwesenheit unterstützten. Dar-
unter mit Innenminister Volker Bouf-
fier, Justizminister Jürgen Banzer und 
Finanzminister Karl-Heinz Weimar 
drei Mitglieder der Landesregierung. 
Die FU-Landesvorsitzende Petra Mül-
ler-Klepper (MdL) wurde vom CDU-
Landtagsfraktionvorsitzenden Wagner 
und weiteren Kollegen begleitet, dar-
unter auch der Wiesbadener CDU-Vor-
sitzende Horst Klee. Auch der künftige 
Oberbürgermeister Dr. Helmut Müller 
zeigte Einsatz am FU-Infostand. 
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